
Kein Geld für Miete, Kleidung oder eine vollwertige Mahlzeit? Armut ist auch in 
Europa und Österreich auf dem Vormarsch. Wie kann der Staat verpflichtet werden, 
alle Menschen, die in Österreich leben, abzusichern, damit sie nicht von Hunger 
und Obdachlosigkeit bedroht sind? FIAN und viele andere Organisationen setzen 
sich daher für die Stärkung von sozialen Menschenrechten ein.

Soziale Rechte sind u.a. im 
Internationalen Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte (kurz UN-Sozial-
pakt) festgeschrieben. Die Re-
publik Österreich hat sich gemäß 
Artikel 2 des UN-Sozialpakts ver-
pflichtet, unter Ausschöpfung all 
ihrer Möglichkeiten Maßnahmen 
zu treffen, um nach und nach 
mit allen geeigneten Mitteln, vor 
allem durch gesetzgeberische 
Maßnahmen, die volle Verwirk- 
lichung der im UN-Sozialpakt an-
erkannten Rechte zu erreichen. 
Diese Broschüre bietet eine 
Bestandsaufnahme zur Lage 
der sozialen Rechte und geht 
folgenden Fragen nach: Wenn 
Österreich ein Sozialstaat ist, in 
welcher Form sind dann soziale 
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wirklicht werden. Nur wer seine 
Existenz gesichert weiß, kann 
sich auch im politischen System 
einbringen. Auf diese Prinzipien 
hat sich die Staatengemein-
schaft 1993 in der Abschluss-
erklärung der UN-Menschen-
rechtskonferenz 1993 in Wien 
geeinigt. Damit das Recht auf 
einen angemessenen Lebens-
standard erfüllt ist, müssen 
neben dem Recht auf Nahrung 
zum Beispiel auch das Recht 
auf Wohnen, Gesundheit oder 
Arbeit verwirklicht sein, aber 
eben auch zivile und politische 
Rechte, wie das Recht auf Leben  
oder das Recht auf persönliche 
Freiheit und Sicherheit, und 
ebenso das Recht von Minder-
heiten auf ihre eigene Kultur.

Rechte gesetzlich abgesichert? 
Welche Pflichten erwachsen 
Österreich aus internationalen 
Menschenrechtsverträgen? Kann 
der Staat für Pflichtverletzungen 
verantwortlich gemacht werden? 
Wenn ja, wie? Welche (men-
schenrechtlichen) Strategien 
und Instrumente stehen uns zur 
Verfügung, um soziale Rechte 
zu stärken und den Staat in die 
Pflicht zu nehmen?

Alle Menschenrechte sind uni-
versell, unteilbar, voneinander 
abhängig und miteinander ver-
bunden. Soziale Menschenrechte 
sind ebenso wichtig wie bürger-
lich politische Menschenrechte. 
Es gilt: Menschenrechte können 
nur in ihrer Gesamtheit ver-



Wohnungslose, also insgesamt 21.500 Personen.8 
Menschen, die sich ihre Wohnung kaum leisten 
können, bleibt nichts anderes übrig, als bei Er-
nährung und Gesundheitskosten zu sparen. Das 
zeigt sich an einer steigenden Anzahl von Men-
schen, die auf Nahrungsmittelhilfe angewiesen 
sind. Während die Wiener Tafel im Jahr 2009 
400 Tonnen Lebensmittel an über 9.000 Bedürf-
tige in mehr als 75 Sozialeinrichtungen in Wien9 
lieferte, waren es 2017 schon 615 Tonnen und 
117 Einrichtungen, in denen 19.000 Menschen 
versorgt wurden.10 Von den Tafelorganisationen 
in den anderen Bundesländern gibt es keine 
statistischen Zahlen. Die „Gruft” in Wien hat 
2006 noch 60.497 Mahlzeiten ausgegeben, 2016 
waren es bereits 118.327.11 Trotz dieser alarm-
ierenden Zahlen sieht die aktuelle Umwandlung 
der Bedarfsorientierten Mindestsicherung in die 
„Sozialhilfe neu” weitere Kürzungen vor. Der 
Wohnungsmarkt und die Mieten bleiben indes 
weitestgehend ungeregelt.

Zur sozialen Situation in Österreich

In Österreich gab es in den letzten zehn Jahren 
trotz Wirtschaftswachstum einen gravieren-
den Abbau sozialstaatlicher Errungenschaf-
ten. Prekäre Jobs und Arbeitslosigkeit machen 
Menschen zunehmend krank. In der Wirtschaft 
wird Effizienz - maximaler Output für minimale 
Kosten - immer mehr zur einzigen Maxime. 
Dem gegenüber stehen soziale Rechte und die 
Forderung nach einem „Guten Leben für alle”. 
Aktuell wächst die Gruppe der von Armut betrof-
fenen Menschen in Österreich. 2017 wurde die 
höchste Zahl an „erheblich materiell deprivierten” 
Personen gemessen: 323.000 Menschen oder 
3,7% der österreichischen Bevölkerung.1  Darun-
ter fallen Haushalte, die ein so geringes Einkom-
men haben, dass wesentliche Güter/Lebensbe-
reiche nicht leistbar sind. Dazu gehören z.B.  
eine Waschmaschine, ein Handy, die Wohnung 
angemessen warm zu halten, einmal im Jahr auf 
Urlaub zu fahren oder unerwartete Ausgaben. 
Das ist ein Anstieg von 3,0% gegenüber dem 
Jahr 2016.2  Auch die Zahl der armuts- oder aus-
grenzungsgefährdeten Menschen ist mit 18,1% 
gegenüber 2016 leicht angestiegen.3

Zu den benachteiligten Gruppen in unserer 
Gesellschaft gehören nach wie vor Menschen 
mit Behinderung, Alleinerzieherinnen und ältere 
Arbeitslose. Menschen mit Migrationshintergrund 
sind dabei doppelt benachteiligt. 2017 bezogen 
307.853 Menschen die Mindestsicherung.4 In 
jedem Bundesland gibt es ein eigenes Mindest-
sicherungsgesetz und daher keine bundesweite 
statistische Zusammenschau. Die Ursachen der 
individuellen Notlagen kann deshalb auch nicht 
systematisch untersucht werden. Auch zur Ob-
dachlosigkeit gibt es keine systematischen Er-
hebungen. Die Mietpreise liegen aktuell in den 
Ballungsräumen bei durchschnittlich € 10 pro 
Quadratmeter. Eine Studie der Arbeiterkammer 
kommt zum Schluss, dass für die rund 1.931.000 
Haushalte in der unteren Einkommenshälfte  
bei diesen Preisen eine qualitativ angemessene 
Wohnversorgung regelmäßig nur bei spürbaren 
sonstigen Einschränkungen möglich ist.5 Den 
rund 965.500 Haushalten mit den niedrigsten 
Einkommen ist eine angemessene Wohnver-
sorgung bei diesen Preisen fallweise gar nicht 
möglich.6 Die Zahl der registrierten obdachlosen 
Menschen ist zwischen 2008 bis 2016 um 33% 
gestiegen und betrug im Jahr 2016 15.038.7

2017 wurden 13.900 obdachlose Menschen regis-
triert und 8.700 Personen in Einrichtungen für 
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Zur Lage sozialer Rechte in Österreich

Österreich rühmt sich damit, ein Sozialstaat zu 
sein. Doch was ist ein Sozialstaat? Ein Sozialstaat 
gewährleistet einen angemessenen Lebens-
standard für alle und federt soziale Risiken durch 
soziale Rechte ab. Er unterstützt benachteiligte 
Gruppen nicht aus Barmherzigkeit, sondern 
aufgrund seiner gesetzlichen oder vertraglichen 
Pflichten. Die Betroffenen sind somit Träger*in-
nen von Rechten und haben dementsprechend 
durchsetzbare Ansprüche auf Leistungen. Wenn 
also Österreich ein Sozialstaat ist, in welcher 
Form sind dann soziale Rechte gesetzlich abge-
sichert? Kann der Staat für Pflichtverletzungen 
verantwortlich gemacht werden?



Zur Geschichte sozialer Rechte
in Österreich

Erstmals wurden in Österreich Grundrechte 1867 
im „Staatsgrundgesetz über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger” zusammengefasst. Das 
Gesetz wurde von Kaiser Franz Josef I. erlassen 
und wird in weiten Teilen bis heute angewendet. 
Soziale Rechte sind darin nicht enthalten, die 
Zeit war dafür noch nicht reif. Seit dem Ersten 
Weltkrieg gab es mehrere Gelegenheiten, die 
sozialen Rechte in den Verfassungsrang zu heben 
und die Grundrechte an die neuen gesellschafts-
politischen Gegebenheiten anzupassen. Doch es 
scheiterte immer wieder an den Differenzen der 
Großparteien. Zuletzt auf dem Österreich-Konvent 
von 2003 bis 2004. Daher gilt das Staatsgrund-
gesetz bis heute. Es kennt lediglich bürgerliche 
und politische Grundrechte, wie zum Beispiel das 
Wahlrecht, das Versammlungsrecht, den Schutz 
der Privatsphäre oder das Folterverbot. Die 
Forderung nach der Verankerung sozialer Grund-
rechte in der Verfassung ist somit nach wie vor 
aktuell. Das österreichische Verfassungsrecht ent-
hält – anders als zum Beispiel das Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland – weder soziale 
Grundrechte, noch eine Sozialstaatsklausel oder 
einen speziellen Grundrechtsschutz für sozial-
rechtliche Leistungen. Für eines der wohlha-
bendsten Länder der Welt ist es ein Armuts-
zeugnis, dass soziale Grundrechte nicht in der 
Verfassung verankert sind. Soziale Gerechtigkeit 
kann es nur geben, wenn soziale Grundrechte 
sowohl verfassungsrechtlich gewährleistet als 
auch in nationalen Gesetzen umgesetzt sind, 
sodass der/die Einzelne sich bei einer Rechtsver-
letzung darauf berufen kann.

Könnte Österreich denn soziale und wirtschaft-  
liche Rechte aus europäischen und internation-
alen Menschenrechtsverträgen in seine nationale
Rechtsordnung übernehmen? Prinzipiell ja, dies 
war auch bis 1964 der Fall. Artikel 50 Bundes-Ver-
fassungsgesetz (B-VG) sah in seiner ursprüngli-
chen Fassung vor, dass internationale Abkommen 
nach ihrer Publikation als Teil des nationalen 
Rechts galten. Mit der Änderung des B-VG vom 
4. März 1964 wurde die völkerrechtsfreundliche 
Natur des Artikel 50 B-VG jedoch dahingehend 
eingeschränkt, dass dem Nationalrat die Möglich-
keit eines Erfüllungsvorbehaltes eingeräumt 
wurde. Dies hat zur Folge, dass sich – wenn 
der Nationalrat von dieser Möglichkeit Gebrauch 
macht – Einzelpersonen nicht mehr direkt auf die 
in den völkerrechtlichen Verträgen normierten 

Die Armutskonferenz 

Die Armutskonferenz12 ist seit 1995 als
Netzwerk von über 40 sozialen Organisa-
tionen, sowie Bildungs- und Forschungsein-
richtungen aktiv. Sie thematisiert Hinter-
gründe und Ursachen, Daten und Fakten, 
Strategien und Maßnahmen gegen Armut 
und soziale Ausgrenzung in Österreich. 
Gemeinsam mit Armutsbetroffenen enga-
giert sie sich für eine Verbesserung deren 
Lebenssituation. Die in der Armutskon-
ferenz zusammengeschlossenen sozialen 
Organisationen beraten, unterstützen und 
begleiten über 500.000 Menschen im Jahr. 
FIAN ist seit 2014 Mitglied.

European Anti Poverty Network 

Das European Anti Poverty Network 
(EAPN)13, das europäische Anti-Armuts-
netzwerk ist ein Zusammenschluss von 31 
nationalen Armutsnetzwerken, in denen 
soziale Hilfs- und Basisorganisationen von 
Armutsbetroffenen zusammenarbeiten. 
Auch 13 europaweit aktive Organisationen 
gehören dazu. Das EAPN betreibt eine Viel-
zahl von Aktivitäten zur Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung. Lobbying 
und Kampagnenarbeit bei der EU-Kommis-
sion und auf Ebene der EU-Mitgliedsstaaten 
gehören ebenso dazu wie Trainings und 
Dienstleistungen. Diese sollen Menschen, 
die von Armut und sozialer Ausgrenzung 
betroffen sind, dabei helfen sich selbst zu 
vertreten und sich an politischen Prozes-
sen zu beteiligen. Die Sicht der nationalen 
Armutsnetzwerke fließt in EAPN-Berichte 
an die EU-Kommission ein. Ziel ist, bei Ent-  
scheidungsträger*innen der EU die Themen 
Armut und soziale Ausgrenzung immer 
wieder auf die Tagesordnung zu bringen.
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Rechte stützen können. Seither dienen inter-
nationale Verträge, die mit Erfüllungsvorbehalt 
genehmigt wurden, nur noch als Interpretations-
hilfen zur Auslegung nationaler Gesetze. Wie im 
Folgenden dargelegt, trifft dies sowohl auf die 
Europäische Sozialcharta als auch auf den Inter-
nationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte zu.

Österreich und das europäische       
Menschenrechtssystem

Europa hat das wohl am weitesten entwickelte 
regionale Menschenrechtssystem. Allerdings trifft 
das nur auf einen Teil der Menschenrechte zu: 
die zivilen und politischen Rechte, also die klas-
sischen Abwehrrechte gegenüber dem Staat. Was 
die wirtschaftlichen und sozialen Rechte betrifft, 
so besteht nach wie vor großer Aufholbedarf. 
Im Folgenden werden die einzelnen Instrumente 
kurz vorgestellt.

Die Europäische Menschenrechts-
konvention (EMRK)

Die EMRK ist das auf europäischer Ebene 
weitreichendste menschenrechtliche Abkommen 
und steht in Österreich im Verfassungsrang. 
Geschützt sind vorwiegend bürgerliche und 
politische Rechte. Überwacht wird die Einhaltung 
dieser Rechte vom Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) in Straßburg.

Die europäische Sozialcharta (ESC)

Das soziale Pendant zur EMRK ist die ESC. Im 
Gegensatz zur EMRK kennt die ESC jedoch kei-
nen eigenen individuellen Durchsetzungsmecha-
nismus. Das Zusatzprotokoll von 1995, nach dem 
eine Kollektivbeschwerde möglich wäre, hat Ös-
terreich bis heute nicht ratifiziert. Auch die EU ist 
der ESC nicht beigetreten. Einziges Kontrollver-
fahren auf europäischer Ebene ist somit die 
periodische Berichtspflicht, wonach Österreich 
in regelmäßigen Abständen einen Staatenbericht 

Im Menschenrechtsrat in Genf 

FIAN hat Beraterstatus bei den Vereinten
Nationen in Genf. Das FIAN-Büro in 
Genf arbeitet für das Menschenrecht auf 
Nahrung und versucht in spezifischen Fäl-
len von Verletzungen Graswurzelbewegun-
gen, soziale Bewegungen und Betrof-
fene von Menschenrechtsverletzungen 
dabei zu unterstützen, ihre Anliegen beim 
Menschenrechtsrat vorzubringen. Außerdem 
unterstützt FIAN bei der Parallelberichter-
stattung zum UN-Sozialausschuss oder dem 
UN-Fachausschuss zur Frauenrechtskonven-
tion (CEDAW). FIAN setzt sich für starke 
Menschenrechtsstandards, Durchsetzungs-
mechanismen sowie die Weiterentwicklung 
von Menschenrechten ein. FIAN unterstützt 
auf UN-Ebene Bemühungen für neue recht-
liche Instrumente, welche die Existenz-
grundlagen von verwundbaren Gruppen wie 
Landlose, Kleinbäuer*innen, Kleinfischer-
*innen und Indigene schützen. Zuletzt 
wurde 2018 die UN-Erklärung für die Re-
chte von Kleinbäuer*innen verabschiedet.14 
Aktuell setzt sich FIAN für ein verbindliches 
Instrument zur Regulierung von transnatio-
nalen Konzernen ein.15

FIAN: Blick nach Europa 

Seit seiner Gründung 1986 wird FIAN in 
Fällen von Verletzungen und Bedrohun-
gen des Rechts auf Nahrung aktiv. FIAN 
begann damit Menschen zu begleiten, 
die von Landvertreibungen bedroht sind 
oder Landarbeiter*innen, die um existenz-                         
sichernde Löhne kämpfen. Dabei beruft 
sich FIAN auf Artikel 11 des UN-Sozial-
pakts, in dem das Menschenrecht auf 
Nahrung festgeschrieben ist. Aktuell                                         
beschäftigt sich FIAN zunehmend auch mit 
sozialen und wirtschaftlichen Rechten in 
Europa. Seit 2014 arbeitet FIAN zu Land-
grabbing und Landkonzentration in Europa 
– insbesondere durch Studien16 und Lobby-
ing im EU-Parlament. 2018 dokumentierte 
eine Studie die katastrophalen Auswirkun-
gen der europäischen Kürzungspolitik auf 
die Landwirtschaft und die Ernährungs-
sicherheit in Griechenland. Die Staaten der 
Eurozone haben dabei durch ihre Aufla-
gen an Griechenland ihre internationalen 
Verpflichtungen für das Menschenrecht 
auf Nahrung verletzt. Fast 40% der ländli-
chen Bevölkerung in Griechenland sind von 
Armut bedroht, die Ernährungsunsicherheit 
hat sich im ganzen Land verdoppelt.17



über getroffene Maßnahmen zur Erfüllung seiner 
sozialrechtlichen Verpflichtungen vorzulegen hat 
und basierend darauf Empfehlungen erhält. Vor 
nationalen Gerichten können sich Einzelpersonen 
aufgrund des von Österreich beschlossenen Erfül-
lungsvorbehaltes nicht auf die ESC stützen.

Die Charta der Grundrechte der EU 
(EU-Grundrechtecharta)

Die EU-Grundrechtecharta enthält ebenfalls so-
ziale und wirtschaftliche Grundrechte. Obwohl die 
Grundrechtecharta mit dem Vertrag von Lissabon 
2009 in den Primärrang des europäischen Unions-
rechts gehoben wurde, teilt sie das Schicksal der 
ESC: Einzelpersonen können sich nicht auf die 
in ihr verankerten sozialen Rechte berufen. Das 
liegt daran, dass die Grundrechtecharta nur auf 
Rechtsakte der EU und nicht auf Rechtsakte der 
Mitgliedstaaten anwendbar ist. Dies bedeutet, 
dass sie von Unionsorganen und EU-Mitglieds-
staaten nur bei der Durchführung des Unions-
rechts zu beachten ist. Nichtsdestoweniger ist 
die bloße Aufnahme von sozialen Rechten in den 
Grundrechtekatalog der EU ein starkes Zeichen 
für soziale Gerechtigkeit und gleichberechtigte 
Chancenverteilung.

Österreich und das
UN-Menschenrechtssystem

Aufgrund der Ereignisse des Zweiten Weltkriegs 
gab es weltweit die Bereitschaft, Menschen-
rechten auf internationaler Ebene mehr Gewicht 
zu verleihen. Zunächst wurde 1948 das wohl 
bekannteste menschenrechtliche Instrument for-
muliert – die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte. Dabei handelt es sich um eine Dekla-
ration, die an sich nicht rechtsverbindlich ist. 
Deswegen wollte man ein zweites, verbindliches 
Instrument schaffen – einen Menschenrechtspakt. 

Im Spiegel der Machtverhältnisse

Zur Umsetzung dieses Plans kam es jedoch erst 
zwei Jahrzehnte später, als bereits der Kalte Krieg 
herrschte und die Welt ideologisch gespalten war: 
Auf der einen Seite der „Westen”, der die zivilen 
und politischen Rechte – wie das Recht auf Mei-
nungsfreiheit, das Recht auf Religionsfreiheit oder 
das Folterverbot – hochhielt und auf der anderen 
Seite der „Osten” und der „Globale Süden”, die 
sich für wirtschaftliche und soziale Rechte ein-
setzten – hierzu gehören das Recht auf Wohnen, 
das Recht auf Arbeit und auch das Recht auf ein-

en angemessenen Lebensstandard, welches das 
Recht auf Nahrung umfasst. Da sich die beiden 
Pole nicht auf ein Dokument einigen konnten, 
hat man sich dazu entschlossen, zwei getrennte 
Pakte zu erstellen: einen Zivilpakt und einen 
Sozialpakt.

Spanien: Recht auf Wohnen 

Nach Inkrafttreten des Fakultativprotokolls 
zum UN-Sozialpakt im Jahr 2013 wurde 
die Möglichkeit eröffnet, individuelle und 
kollektive Beschwerden wegen Verstößen 
gegen die WSK-Rechte einzureichen. Die 
erste Resolution des Komitees war gegen 
Spanien und bezog sich auf die Verlet-
zung des Rechts auf angemessenen Wohn-
raum im Falle einer Zwangsräumung einer 
Familie mit zwei kleinen Kindern im Jahr 
2015. Konkret ging es um die Pflichten des 
spanischen Staats im Zusammenhang mit 
der Zustellung von Verständigungen über 
Zwangsexekutionen. Die UN sind zu einem 
der letzten Mittel geworden, um das Recht 
auf angemessenen Wohnraum in Spanien 
zu gewährleisten. Spanische Organisa-
tionen und soziale Bewegungen hatten die 
Beschwerde bei der UN eingereicht und 
im Anschluss an die erste Resolution eine 
Monitoring-Plattform gebildet, welche die 
Umsetzung der UN-Resolution durch den 
spanischen Staat überwachen soll.18
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Beschwerdeverfahren

Lediglich der Zivilpakt wurde von Beginn an mit 
einem Individualbeschwerdeverfahren ausge-
stattet. Erst seit Inkrafttreten des Fakultativpro-
tokolls19 zum UN-Sozialpakt 2013 können sich 
Einzelpersonen nach Ausschöpfung des natio-
nalen Rechtsweges beim UN-Sozialausschuss 
wegen Verstößen gegen soziale Menschenrechte 
beschweren. Allerdings steht dieser Rechtsweg 
zum UN-Ausschuss nur Personen offen, deren



Staaten das Fakultativprotokoll ratifiziert haben.
Bis dato haben lediglich 22 Staaten das Zu-
satzprotokoll ratifiziert. Österreich zählt nicht 
dazu. Aufgrund dieser ablehnenden Haltung 
sowohl zur rechtlichen als auch zur gerichtlichen 
Absicherung von sozialen Rechten wurde Öster-
reich bereits mehrfach vom UN-Sozialausschuss 
kritisiert.20

Weitere UN-Konventionen

Wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
sind – neben zivilen und politischen – auch in 
der UN-Frauenrechtskonvention (1982), der 
UN-Kinderrechtskonvention (1992) und der 
UN-Behindertenrechtskonvention (2008) ver-
brieft. Alle diese Vertragswerke hat Österreich 
seit langem ratifiziert, ist jedoch bei deren Um-
setzung säumig.

Monitoring – Entwicklung sozialer
Rechte in Österreich

Ähnlich wie auf europäischer Ebene wurde für 
den UN-Sozialpakt zunächst lediglich ein Staaten-
berichtsverfahren als Kontrollmechanismus 
eingeführt. Demnach müssen die Vertragsstaa-
ten alle vier bis fünf Jahre einen periodischen 
Staatenbericht beim UN-Sozialausschuss in Genf 
einreichen. Dieser prüft, ob die im UN-Sozial-
pakt normierten Rechte umgesetzt wurden. Der 
Prüfungsprozess eines einzelnen Staates zieht 
sich in der Regel etwa ein Jahr hin und endet mit 
den „Abschließenden Empfehlungen” (Conclud-
ing Observations) des UN-Sozialausschusses, die 
die wichtigsten Kritikpunkte sowie Vorschläge 
und Empfehlungen für eine bessere Umsetzung 
anführen. Diese Empfehlungen beruhen in der 
Regel auf Beobachtungen und Erfahrungen des 
Prüfkomitees. 

Außerdem sind zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen eingeladen, zusätzliche Informationen in 
einem Parallelbericht vorzulegen – ein wichtiges 
Instrument, um die Entwicklungen im Menschen-
rechtsbereich zu überwachen. 

Rechtlich sind die Empfehlungen zwar nicht 
bindend, jedoch hat der betroffene Vertragsstaat 
innerhalb von sechs Monaten zu den Kritikpunk-
ten Stellung zu nehmen, die beabsichtigten Ver-
besserungsmaßnahmen darzulegen und bei der 
folgenden Prüfung über deren Umsetzung Rech-
enschaft abzulegen. Darüber hinaus dienen die 
Abschließenden Bemerkungen den NGOs und der 

Zivilgesellschaft als Grundlage für die (öffentlich-
keitswirksame) Einforderung von erforderlichen 
Maßnahmen zur Beseitigung von Defiziten und 
zur Verbesserung der Umsetzung von sozialen 
und wirtschaftlichen Menschenrechten. 

FIAN Österreich hat bereits den zivilgesellschaft-
lichen Parallelbericht für die Staatenprüfungen 
2005 und 2012/13 koordiniert und übernimmt 
diese Aufgabe auch für die anstehende Prüfung 
2020. Im aktuellen Prozess werden Fakten zu 
den Auswirkungen der aktuellen Sozialreformen 
bei Mindestsicherung und Notstandshilfe gesam-
melt. Schon jetzt kann gesagt werden, dass es 
massive Rückschritte gibt, die besonders ver-
wundbare Gruppen wie Kinder, Menschen mit 
Behinderung, Alleinerzieherinnen und Menschen 
mit Migrationshintergrund betreffen.

Parallelbericht 2020 

Unter Federführung von FIAN hat sich im 
Herbst 2018 erneut das Soziale Rechte 
Forum konstituiert, um einen Parallelbericht 
über die Lage der sozialen Menschenrechte 
in Österreich zusammenzustellen. Aktu-
ell arbeiten folgende Organisationen mit: 
FIAN Österreich, obds - Berufsverband der 
Sozialen Arbeit, BAWO – Bundesarbeits-
gemeinschaft der Wohnungslosenhilfe,
VinzenzGwölb, Kongregation der
Barmherzigen Schwestern Gumpendorf, ÖH 
- Österreichische Hochschüler*innenschaft, 
knack:punkt – Selbstbestimmt Leben Salz-
burg sowie die Betroffenenorganisationen 
„Sichtbar werden” und HOPE Homeless 
People Austria. Unterstützung gibt es auch 
von der Volkshilfe und der Diakonie Öster-
reich. 

Die Prüfung Österreichs wird im Herbst 
2020 in Genf stattfinden. Bereits im März 
2019 hat das NGO-Netzwerk eine Reihe 
von Fragen an den UN-Sozialaus- schuss 
herangetragen, die für die Fragenliste 
an die Bundesregierung herangezogen 
werden. Entlang dieser wird die Regie-
rungsführung in Bezug auf die Umsetzung
der sozialen Menschenrechte überprüft 
werden. Der zivilgesellschaftliche Parallel-
bericht des Soziale Rechte Forums wird 
Mitte 2020 erscheinen.21



Wege zur Durchsetzung sozialer Rechte 
in Österreich

Woran scheitert es?

Wieso fürchten sich Staaten vor der Klagbarkeit 
von Rechten? Wieso geben sie sich großzügig 
in diplomatischen Verhandlungsprozessen und 
bekennen sich völkerrechtlich gerne zu einer 
scheinbaren Vorreiterrolle, fürchten aber nichts 
mehr als die eigenen Bürgerinnen und Bürger, die 
diese Rechte wirksam durchsetzen wollen? Die 
erforderlichen Instrumente, um soziale Rechte 
durchsetzbar zu machen, gibt es bereits. Ledig-
lich der politische Wille, diesen Instrumenten 
mittels Umsetzung in nationales Recht Gewicht zu 
verleihen, fehlt. 

Vorhandene Instrumente nutzen

Verankerung der sozialen Rechte in der
nationalen Rechtsordnung
Der UN-Sozialausschuss drückt diesbezüglich in 
seinen Abschließenden Empfehlungen zum vierten 
periodischen Bericht Österreichs von 2013 sein 
Bedauern aus, „dass kein Fortschritt dabei erzielt 
wurde, die Bestimmungen des Paktes syste-
matisch in der nationalen Rechtsordnung des Ver-
tragsstaates zu verankern.” Ein erster Schritt, um 
soziale Rechte national durchsetzbar zu machen, 
wäre die Abschaffung des Erfüllungsvorbehaltes.

Ratifizierung des Zusatzprotokolls zur
Europäischen Sozialcharta
Mit Ratifizierung des Zusatzprotokolls zur
Europäischen Sozialcharta stünde Verbänden und 
NGOs die Möglichkeit offen, Verletzungen von 
Chartaverpflichtungen mittels Kollektivbe-
schwerde beim Sozialrechtsausschuss zu rügen. 
Eine weitere Lösung mit positiven Auswirkungen 
auf Österreich wäre der Beitritt der EU zur
Europäischen Sozialcharta sowie zum UN-Sozial-
pakt samt Fakultativprotokoll.

Ratifizierung des Fakultativprotokolls zum
UN-Sozialpakt
Österreich müsste das Fakultativprotokoll rati-
fizieren, um es Einzelpersonen zu ermöglichen, 
sich nach Ausschöpfung des nationalen Instan-
zenzuges beim UN-Sozialausschuss über Verstöße 
gegen ihre sozialen Menschenrechte beschweren 
zu können. Dieses Instrument der internationalen
Durchsetzbarkeit stellt einen Meilenstein im inter-
nationalen Menschenrechtsschutz dar, als es die 
Gleichrangigkeit sozialer Rechte manifestiert.

Erstreiten von Präzedenzurteilen durch
das SozialRechtsNetz
Mechanismen, damit Einzelpersonen ihr Recht 
durchsetzen können sind essentiell, um soziale 
Menschenrechte effektiv und zweckdienlich zu 
machen. Der schnellste Weg zur Gerechtig-
keit ist es noch immer, den Betroffenen selbst 
faire Mittel in die Hand zu geben, damit sie ihre 
Rechte durchsetzen. Niemand weiß besser, wo 
der Schuh drückt, als jene*r, die/der es selber 
spürt. Wie bei den meisten Rechten, die auf eine 
faire Verwaltung und Verteilung von Ressourcen 
abzielen, kommt es letztlich darauf an, dass die 
Betroffenen Gehör finden. Es braucht politischen 
und medialen Druck aller auf die politischen 
Entscheidungsträger*innen, um Veränderungen 
zu bewirken. Im SozialRechtsNetz setzen wir uns 
dafür ein, Verstöße gegen soziale Rechte gericht-
lich zu verfolgen. 

Das SozialRechtsNetz

Armutsgefährdete oder –betroffene Perso-
nen erhalten vielfach keine bzw. unzu-
reichende Unterstützung bei der Durch-
setzung ihrer Rechte. Um für alle Men-
schen einen effektiven Zugang zum Recht 
zu gewährleisten, hat die Armutskonferenz 
unter wesentlicher Beteiligung von FIAN 
eine Initiative zur Verbesserung der so-
zialrechtlichen Entscheidungspraxis der 
Behörden und Gerichte ins Leben gerufen: 
das SozialRechtsNetz. Durch die Auswahl 
der zu betreuenden Fälle soll eine qualita-
tiv hochwertige Rechtsprechung im Bereich 
der sozialen Rechte erwirkt werden. In 
Musterverfahren sollen Grundsatzent-
scheidungen für einen großen Kreis von 
Betroffenen herbeigeführt werden. Eine 
zentrale Rolle spielt hierbei das Recht auf 
einen angemessenen Lebensstandard (da-
rin inkludiert sind das Recht auf Nahrung, 
Wohnen, Kleidung). 

© Armutskonferenz



Kollektive Klagen
Parallel zu den Instrumenten auf EU- und UN-
Ebene und der Verankerung von sozialen Rechts-
ansprüchen im nationalen Recht, müssten kol-
lektive Klagen (Verbandsklagen) zugelassen 
werden. Gerade finanziell schwachen Personen 
ist es oft nicht möglich, die eigenen Rechte in 
bisweilen langwierigen, aufwändigen und kosten-
intensiven Verfahren gegen den Staat auszu-
streiten. Das Verbandsklagerecht von Kammern, 
dem Verein für Konsumenteninformation oder 
dem Gewerkschaftsbund hat sich in Österreich 
bewährt. Spezialisierte Verbände mit entspre-
chendem rechtlichem und wirtschaftlichem 
Hintergrund können dann einspringen, wenn für 
(meist mittellose) Kläger*innen die Schwelle zum 
Zugang zu ihren Rechten zu hoch ist.

Wie Sie unsere Arbeit unterstützen 
können

●	 Werden Sie FIAN-Mitglied und machen Sie 
unsere Organisation bekannt

●	 Beteiligen Sie sich am Soziale Rechte Forum 
und gestalten Sie den Parallelbericht mit

●	 Spenden Sie für den Parallelbericht und 
erzählen Sie Ihren Bekannten und Freund*in-
nen davon

●	 Beteiligen Sie sich an öffentlichen Aktionen 
von FIAN, dem Soziale Rechte Forum und der 
Armutskonferenz

●	 Spielen Sie dem SozialRechtsNetz exem-
plarische Fälle zu
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